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Vorlesung  „Zwangsvollstreckungsrecht“ im Sommersemester 2011
7. Stunde:  21. 11. 2011  

Kapitel 15:

Die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in Forderungen und sonstige Vermögensrechte.

A. Die Pfändung einer Geldforderung ( §§ 828 ff ZPO ).

I. Verfahren:

1. Zuständigkeit:      
-  funktionell zuständig ist das Vollstreckungsgericht (§ 828 Abs. 1 ZPO) durch
   den Rechtspfleger (§ 20 Nr. 17  RPflG ).

-  örtlich zuständig das Gericht des allgemeinen Gerichtsstands des Schuldners
    oder das AG gem. § 23 ZPO ( § 828 Abs. 2   ZPO).

-  das angerufene unzuständige Gericht weist den Antrag nicht einfach zurück,
    sondern gibt ihn an das zuständige Gericht weiter ( § 828 Abs. 3 ZPO )
2. Formloser Antrag des Gläubigers: 
Der Antrag muss die zu pfändende Forderung so genau bezeichnen, dass ihre Identität zweifelsfrei feststeht. In der Praxis sind allerdings Formulare ( Antrag auf Erlass eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses ) üblich, die im Handel, aber auch von den Internetseiten der  Landesjustizverwaltung zu beziehen sind ( www.justiz.nrw.de ; dort die Spalte „BürgerService“ anklicken ).  § 829 Abs. 4 ZPO ermöglicht es dem Bundesjustizminister, ein Antragsformular einzuführen, das  dann zwingend benutzt werden muss. Ein Antrag, der dann dieser Form nicht entspricht, müsste als unzulässig zurückgewiesen werden.  Zur  Zeit ist die entsprechende Verordnung noch nicht erlassen worden. 
3. Vorbereitende Prüfung durch den Rechtspfleger
Der Rechtspfleger prüft nach Antragseingang zunächst das Vorliegen der allgemeinen Vollstreckungsvoraussetzungen.  Er begnügt sich mit der schlüssigen Behauptung einer pfändbaren Geldforderung  ( § 829 ZPO ),  prüft also nicht, ob die „angebliche“ Forderung auch wirklich besteht. 

4. Der Pfändungsbeschluss gemäß § 829 ZPO 
Er wird ohne Anhörung des Schuldners erlassen (§ 834 ZPO). Der Rechtspfleger benutzt in der Praxis hierzu das bereits vom Gläubiger vorformulierend ausgefüllte Formular.
5. Zustellung des Pfändungsbeschlusses 
Sie erfolgt im Parteibetrieb gemäß §§ 829 Abs. 3, 166 ff ZPO an den Drittschuldner. Der Schuldner erhält Abschrift von der Zustellungsurkunde und vom Beschluss, § 829 Abs. 2 ZPO.

II. Wirksamkeitsvoraussetzungen der Pfändung:
1. Das funktionell zuständige Vollstreckungsorgan hat den Pfändungsbeschluss erlassen

2. Zustellung  an den Drittschuldner ist erfolgt ( § 829 Abs. 3 ZPO ).

3. Das gepfändete Recht muss bestehen oder zumindest seinem Rechtsgrunde nach angelegt   sein.  Daher ist die Pfändung einer künftigen Forderung ( z. B. der späteren Rentenansprüche eines noch jungen Schuldners ) möglich, während die Pfändung eines nicht existenten Rechts oder einer bloßen Chance auf ein Recht ( z.B. künftiger Erbteil, falls der Erblasser einmal stirbt ) ins Leere geht. 
Beispiel:  Hat A seine Forderung gegen B an C abgetreten, so existiert eine Forderung A -  B nicht mehr, sondern nur noch eine Forderung C -  B. Die Pfändung der Forderung A -  B ginge also ins Leere.  Eine Heilung nach § 185 Abs. 2 BGB ist nicht möglich.

Einschub: Dennoch besteht ein Rechtsschutzbedürfnis für die Drittwiderspruchsklage des wahren Forderungsinhabers ( § 771 ZPO ) bei Pfändung einer Forderung, die dem Schuldner nicht zusteht. Begründung: Beseitigung des störenden Rechtsscheins.

4.  Das gepfändete Recht muss so genau bezeichnet sein, dass es  bestimmbar ist 

    ( Offenkundigkeitsgrundsatz ).
In der Rechtsprechung wurden z. B. folgende Bezeichnungen als noch hinreichend   bestimmt angesehen: 
-  Alle Ansprüche „auf Lohn, Gehalt oder sonstiges Arbeitseinkommen“ gegen einen bestimmten Arbeitgeber                 ( BAG, JurBüro 1975, 904; LAG Frankfurt, NZA 1988, 660 ); 
-  alle Ansprüche „aus Lieferungen und Leistungen“ gegen einen bestimmten Besteller, auch wenn der Werkunternehmer für diesen Besteller teilweise als Haupt- und teilweise als Subunternehmer tätig war ( BGH, NJW 1983, 886; OLG Köln, MDR 1970, 150 ); 
-  alle Guthaben sämtlicher von dem Drittschuldner ( einer Bank oder Sparkasse ) geführten Konten des Schuldners ( BGH, NJW 1988, 2543; LG Oldenburg, Rpfleger 1982, 112; LG Frankenthal, Rpfleger 1981, 445; LG Berlin, Rpfleger 1971, 262; LG Bochum, EWiR 1996, 1005 mit Kurzkommentar von Hintzen; OLG Köln, InVo 1999, 256;  a. A.:  OLG Karlsruhe, NJW-RR 1998, 990 ), selbst wenn daneben ein Konto mit konkreter Nummer bezeichnet wird. 
Dagegen wurden als zu unbestimmt folgende Angaben beurteilt: 
-  Alle Forderungen „aus jedem Rechtsgrund“ ( BGHZ 13, 42 );  
-  die Forderung „auf Schadensersatz wegen Schlechterfüllung der Bankvertrages“, wenn nicht zusätzlich angegeben ist, worin die Schlecht​erfüllung liegen soll (OLG Karlsruhe, InVo 2000,355 ); 
-  alle Ansprüche auf  Zahlungen jeglicher Art aus laufender ​Geschäftsverbindung ( OLG Stuttgart, WM 1994, 1140 );   
-  alle Ansprüche gegen die Hinterlegungsstelle aus „sämtlichen den Schuldner betreffenden Hinterlegungsgeschäften“  ( OLG Frankfurt, NJW 1981, 468 ); 
-  die Ansprüche „auf Rückübertragung von aller Sicherheiten“. 
5. Das gepfändete Recht muss auch pfändbar sein. Einzelheiten zur Unpfändbarkeit siehe unten unter  B.      
6.  Im Übrigen führen bloße Verfahrensverstöße nicht zur Nichtigkeit des Pfändungsakts,
sondern allenfalls zu dessen Anfechtbarkeit. Bis zur erfolgreichen Anfechtung

bestehen Verstrickung und Pfandrecht. 
III. Rechtswirkungen der wirksamen Pfändung : 
1. Beschlagnahme  ( = Verstrickung ) der gepfändeten Forderung einschließlich der sich aus ihr ergebenden unselbständigen Nebenrechte.
2. Entstehen eines Pfändungspfandrechts des Gläubigers an der gepfändeten Forderung und zwar in ihrem vollen Umfange, unabhängig von der Höhe der Vollstreckungsforderung (sog. „Vollpfändung“ ).
3. Die Auskunftsobliegenheit des Drittschuldners gem. § 840 ZPO einschließlich der Folgen ihrer Verletzung ( Schadensersatzpflicht ).
IV.  Die Möglichkeit der Vorpfändung:  § 845 ZPO 
Die durch eine entsprechende Erklärung des Gläubigers, die durch den Gerichtsvollzieher

zugestellt worden sein muss, bewirkte Vorpfändung beschlagnahmt die Forderung nur, 

wenn die Pfändung durch das Vollstreckungsgericht innerhalb eines Monats nachfolgt

B. Der Pfändungsschutz im Rahmen der Forderungspfändung:

I. Forderungen, die nicht abgetreten werden können, können auch nicht gepfändet werden                ( § 851 ZPO ):

    Unproblematische Fälle:

    1. Zweckgebundene Forderungen

    2. Höchstpersönliche Forderungen

    Kritische Fälle, in denen die Unpfändbarkeit umstritten ist:

   1. der Taschengeldanspruch des Ehegatten

        (  Wird von der der h. M. heute grundsätzlich als im Rahmen des § 850b Nr. 2 ZPO 

        pfändbar angesehen )

    2. der Anspruch auf Inanspruchnahme eines Überziehungskredits

Zur Pfändung des Überziehungskredits einige nähere Erläuterungen: 
Mit der Eröffnung eines Kontokorrent- oder eines Girokontos bei einem Kreditinstitut ist in der Regel die Einräumung eines Überziehungskredits bis zu einem bestimmten Höchstbetrag (sog. Kreditlinie) verbunden. Der Kreditrahmen und die Zurverfügungstellung des Kredits können dabei zwischen der Bank und dem Kunden verbindlich vereinbart sein (– insoweit spricht man auch von einem Dispositionskredit –), die Bank kann aber auch nur einseitig die Kontoüberziehung dulden, ohne dass der Kunde bei der Bestimmung des Kreditrahmens und der Kreditbedingungen vertraglich mitgewirkt hat  (– insoweit wird auch vom Überziehungskredit im eigentlichen Sinne gesprochen –). Weder im ersten noch im zweiten Fall können Gläubiger des Bankkunden durch Pfändung „des Rechts oder der Möglichkeit, die noch nicht ausgeschöpfte Kreditlinie auszuschöpfen“ den Schuldner zur Begleichung der titulierten Schuld durch Kreditaufnahme zwingen (  BGH, NJW 2004, 1444; OLG Schleswig, WM 1992, 579; Brox/Walker, Rdn. 529; David, MDR 1993, 108; Gaul, KTS 1989, 17; Lwowski/Bitter, WM-Festgabe für Thorwald Hellner 1994, S. 68 ).   
Im ersten Fall scheitert die Pfändung daran, dass das Recht auf Ausschöpfung der offenen Kreditlinie höchstpersönlicher Natur und damit von seinem Charakter her nach § 851 Abs. 1 ZPO unpfändbar ist. Zum einen hat die Bank den Kreditrahmen auf die persönlichen Umstände des Kunden zugeschnitten, zum anderen ist aber die Entscheidung des Schuldners, ob er sich in höherem Maße verschulden will, höchstpersönlich: In der Regel sind die Kosten für die Inanspruchnahme eines Überziehungskredits höher als die dem Vollstreckungsgläubiger geschuldeten Zinsen, sodass nicht eine Schuld durch eine gleichwertige andere ausgetauscht, sondern der Schuldner zu einer weitergehenden Verschuldung gezwungen würde. Da die Unpfändbarkeit dem Anspruch auf Ausschöpfung des Kreditrahmens seiner Natur nach innewohnt und nicht auf einer bloßen Vereinbarung zwischen Bank und Kunde beruht, ist § 851 Abs. 2 ZPO nicht einschlägig.   Da der Schuldner nicht zur Kreditaufnahme zum Zwecke der Begleichung alter anderweitiger Schulden gezwungen werden kann, kann der Gläubiger auch nicht im Wege der Hilfspfändung ( § 836 Abs. 3 ZPO ) auf die EC- Karte des Schuldners zugreifen, um auf diesem Wege das Konto des Schuldners bis zum Kreditlimit ausschöpfen zu können (  BGH, InVo 2003, 120 ).   Der Anspruch auf Auszahlung eines tatsächlich in Anspruch genommenen Dispositionskredits ist mit der neueren Rechtsprechung des BGH  ( BGH, ZIP 2001, 825; BGH, NJW 2004, 1444; BGH, WM 2004, 669 )  allerdings als künftiger Anspruch für den Fall (– und dann nur in der konkreten Höhe –) pfändbar, dass und soweit der Schuldner durch einen Überweisungs- oder Abbuchungsauftrag oder eine Abhebung von dem Konto seinerseits auf die offene Kreditlinie zurückgreift, also die (– als solche nicht pfändbare –) Entscheidung sich weiter verschulden zu wollen, selbst trifft.   Nach der Entscheidung des Schuldners, einen konkreten Kredit in Anspruch nehmen zu wollen, liegt nunmehr hinsichtlich der konkret beanspruchten Kreditsumme ein „gewöhnlicher“ Darlehensvertrag vor. Das Pfandrecht an der Forderung entsteht erst mit dem Abruf des Kredits ( BGH, WM 2011, 1343 ). In diesem Fall sind allerdings auch, da das Darlehen zu Lasten des laufenden Kontos gewährt wird, zusätzlich die Vorschriften über das sog. P- Konto und die Schuldnerschutzvorschriften der §§ 850 k ZPO, 55 SGB I zu beachten. 
Im zweiten Fall ( bloße Duldung einer Kontoüberziehung ) besteht schon kein Anspruch, der gepfändet werden könnte ( BGHZ 93, 315; insoweit bestätigt durch BGH, ZIP 2001, 825; ferner OLG Frankfurt, OLGR 1997, 286; LG Münster, MDR 1996, 1069 ).   Da die Bank bereits dem Kunden gegenüber zur Duldung nicht verpflichtet ist, kann auch eine Pfändung eine solche Pflicht nicht begründen. Während im ersteren Fall ( Pfändung des Anspruch, einen Kredit innerhalb des Limits abrufen zu dürfen) die Pfändung zunächst eine Verstrickung des ( nach § 851 Abs. 1 ZPO nicht pfändbaren) Rechts, nach Belieben innerhalb des vereinbarten Rahmens einen Kredit abrufen zu können, bewirkt, die allerdings auf die Erinnerung nach § 766 ZPO hin wieder zu beseitigen ist,  geht im letzteren Fall (Pfändung der Möglichkeit, auf Grund bloßer Duldung seitens des Kreditinstituts zu Lasten des laufenden Kontos einen Kredit abrufen zu können) die Pfändung von vornherein ins Leere, da keine, auch keine künftige Forderung besteht.
Von der Nichtausschöpfung eines Kreditrahmens zu unterscheiden ist der Fall, dass der Schuldner einen konkreten Kredit beantragt und zugesagt erhalten ( § 488 BGB ), gegebenenfalls sogar auf einem Konto als Habenposten gutgeschrieben bekommen hat. Hier hat der Schuldner die Entscheidung, sich tatsächlich unter von ihm akzeptierten Konditionen zu verschulden, bereits getroffen. Ob in den Anspruch auf Auszahlung dieses Kredits vollstreckt werden kann, hängt davon ab, ob dieser Kredit zweckgebunden verwendet werden muss (z. B. Anschaffungsdarlehen bei gleichzeitig vereinbarter Sicherungs​übereignung des zu erwerbenden Gegenstandes; Baudarlehen, das am Grundstück dinglich abgesichert werden soll; u. ä.), oder ob er zur freien Disposition des Schuldners steht. Im ersteren Fall ist der Anspruch nach § 851 Abs. 1 ZPO  grundsätzlich unpfändbar.   Im zweiten Fall handelt es sich um eine gewöhnliche pfändbare Geldforderung.   Auch der zweckgebundene Kredit kann allerdings ausnahmsweise von denjenigen Gläubigern gepfändet werden, deren Forderungen nach der Zweckvereinbarung durch den Kredit gerade abgedeckt werden sollten, soweit die Pfändung der Befriedigung eben dieser Forderungen dient. 
II.  Pfändungsschutz für Girokonten: 
1.  Das am 1. 7. 2010 in Kraft getretene Gesetz zur Reform des Kontopfändungsschutzes bringt für alle Bürger ( Privatiers, Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Vermieter, Empfänger von Sozialleistungen usw. ) Pfändungsschutz für einen Sockelbetrag ( - er beträgt derzeit 985, 15 € pro Monat -  ) auf ihrem Girokonto, wenn es bei ihrem Kreditinstitut auf ihren Antrag als sog. „P- Konto“ ( Pfändungsschutzkonto ) geführt wird. Dieser Sockelbetrag auf dem Konto ist nicht unpfändbar ( mit der automatischen Folge der §§ 394, 400 BGB ), sondern wird von der Pfändung nicht erfasst. Die Bank kann bei einem negativen P- Konto also durchaus Eingänge auch aus Sozialeinkommen verrechnen, bis der Saldo wieder positiv ist.

2. Es kommt beim P- Konto nicht darauf an, aus welchen Einkünften ( Darlehn, Arbeitslohn, Schenkungen, Sozialleistungen usw. ) das von der Pfändung nicht erfasste Guthaben herrührt. Wird der Basisbetrag in einem Monat nicht ausgeschöpft, wird der Rest auf den nächsten Monat ( - nur auf diesen, nicht immer weiter auf alle kommenden - ) übertragen. So kann der Kontoinhaber auch Ansparungen für nicht regelmäßig anfallende höhere Zahlungen ( z. B. Kfz-Versicherung, Mietnebenkostennachzahlung usw. ) vornehmen. 
3. Jeder Bürger darf nur ein P- Konto führen ( Kontrolle über Mitteilung der Eröffnung eines P- Kontos an die Auskunftei, z. B. die SCHUFA, mit der die Bank zusammenarbeitet  ). Zum Sockelbetrag kommen noch bestimmte Sozialleistungen hinzu, wie das Kindergeld, die ebenfalls auf dem P- Konto automatisch unpfändbar sind.  Damit auch schon bei der Erstpfändung eines solchen Kontos angesparte Sozialleistungen der Pfändung entzogen werden können, kann der Schuldner die Aufhebung dieser Pfändung beantragen, wenn er nachweist, dass auf dem Konto in den letzten 6 Monaten ganz überwiegend nur unpfändbare Bezüge gutgeschrieben worden sind, und er glaubhaft macht,  dass auch in den nächsten 6 Monaten nur ganz überwiegend unpfändbare Bezüge zu erwarten sind.
Juristische Personen und Handelsgesellschaften können kein P- Konto eröffnen.

4. Wird das Konto als P- Konto geführt, kann nicht daneben für dieses Konto auch noch der allgemeine Kontopfändungsschutz nach §§ 850l ZPO, 55 SGB I geltend gemacht werden.  Um zu vermeiden, dass Geld, das im nächsten Monat wieder geschützt wäre, zu früh auf dem P- Konto eingeht, von der Pfändung erfasst wird und der Schuldner dann einen Monat mittellos dasteht, hat der Gesetzgeber einen neuen Abs. 4 in den § 835 ZPO eingefügt.  hilft Im Einzelfall kann darüber hinaus § 765a ZPO vor Unbilligkeiten schützen. Der Schuldner muss dann aber selbst wieder aktiv werden und sich an das Vollstreckungsgericht wenden. 
Ab dem 1. 1. 2012 hat der Schuldner nicht mehr die Wahl zwischen dem allgemeinen Kontopfändungsschutz und dem Schutz des P- Kontos. Ab diesem Zeitpunkt wird Geld auf einem Konto nur noch geschützt, wenn es als P- Konto geführt wird.
III. Sozialer Pfändungsschutz für bestimmte Einkommensarten:

1. Für Forderungen auf Arbeitseinkommen enthalten die §§ 850 ff ZPO ein ausgefeiltes System des sozialen Pfändungsschutzes; Ähnliches gilt für Sozialeinkünfte gem. § 55 SGB I und für Kindergeldansprüche gem. § 76, 76a  EStG.  
Die Tabelle nach § 850c ZPO ist bindend. Von ihr kann nicht zu Lasten des Schuldners mit dem Argument abgewichen werden, der Schuldner lebe in einer Gegend, in der die Lebenshaltungskosten geringer als im übrigen Landesdurchschnitt sind ( LG Heilbronn, Rpfleger 2006, 330 ) oder er habe aus anderen Gründen Minderbedarf ( BGH, MDR 2004, 471 ).

Die Regelungen der §§ 850d – 850g ZPO wollen den individuellen Besonderheiten bestimmter Gläubiger und Schuldner über die starre Regelung des § 850c ZPO hinaus Rechnung tragen. Auch diese Normen sind aber als Ausnahmevorschriften nicht über ihren gesetzlichen Anwendungsbereich erweiterbar.
Hinweise zu § 850f Abs. 2 ZPO: Die Norm gilt nicht nur für die zu vollstreckende Schadensersatzanspruchssumme, sondern auch für die mit ihr zusammenhängenden Verzugszinsen und die Prozesskosten ( BGH, NJW- RR 2011, 791 ). Allerdings muss durch richterliche Entscheidung ( also nicht nur in Vollstreckungsbescheid oder in notarieller Urkunde ) festgestellt sein, dass es sich um eine Forderung aus unerlaubter Handlung handelt ( BGH, NJW 2005, 1663 ). Es ist immer ein ausdrücklicher Antrag des Gläubigers erforderlich, also keine Herabsetzung des unpfändbaren Betrages von Amts wegen.  Dem Schuldner muss als Minimum das verbleiben, was ihm nach dem SGB XII zustünde.
Ist der Arbeitslohn bereits auf ein Bankkonto ausgezahlt und wird er dann erst dort gepfändet, so genießt er auch dort Schutz nach § 850l ZPO. Gleiches gilt für auf ein Bankkonto ausgezahlte Sozialleistungen gem. § 55 Abs. 1 SGB I. Auf diesen Pfändungsschutz für auf einem Bankkonto eingegangene Lohnleistungen und Sozialgeldzahlungen nach §§ 850 l ZPO und § 55 SGB I kann sich aber nicht berufen, wer bereits Pfändungsschutz für ein P – Konto in Anspruch nimmt. Ab 1. 1. 2012 gibt es Kontopfändungsschutz nur noch für P- Konten.
2. § 850i ZPO erstreckt diesen Schutz auch auf „sonstige Einkünfte“. „Einkünfte“ sind das Entgelt im weitesten Sinne für persönliche Leistungen oder die Zurverfügungstellung von Kapital ( Beispiele: Anspruch auf Architektenhonorar; Anspruch des Vermieters auf die Miete; Anspruch auf die regelmäßig zu zahlenden Darlehnszinsen; Abfindungsanspruch des Arbeitnehmers im Kündigungsschutzverfahren,  usw. ). Ausführlich hierzu: Meller – Hannich, WM 2011, 529. Der Forderungsinhaber erhält auf seinen Antrag nach § 850i Abs. 1 durch Beschluss des Vollstreckungsgerichts Pfändungsschutz für soviel dieser Einkünfte, dass dies dem nach § 850c geschützten Betrag entspricht. 
3. Dagegen gibt es keinen allgemeinen sozialen Pfändungsschutz für sonstige, nicht als „Einkünfte“ zu qulifizierende Forderungen aller Art von Privatleuten ( z. B. für Forderungen auf einen Kaufpreis aus Kaufvertrag, auf Rückzahlung des Kapitals aus Darlehnsvertrag, auf Auszahlung eines Pflichtteils im Erbrecht, auf Auszahlung des nach Erbteilung auf den Erben entfallenden Anteils; auf Auszahlung eines Lottogwinns usw. ), falls diese Personen kein P- Konto eingerichtet haben und das Geld nicht bereits auf dieses P – Konto überwiesen war.

IV.  Wenn das gepfändete Recht nicht der Pfändung unterliegt (  - sei es nach § 851 ZPO, sei es auf Grund des sozialen Pfändungsschutzes für Ansprüche auf Arbeitsentgelt gem. §§ 850 ff ZPO bzw. für Sozialleistungen gem. § 55 SGB I - ), so entsteht kein, auch kein nur durch Anfechtung beseitigbares Pfandrecht; allerdings wird auch die unpfändbare Forderung des Schuldners zunächst verstrickt. Der Grund dafür, dass an unpfändbaren Forderungen von vornherein kein Pfandrecht entstehen kann, liegt in §§ 400, 1274 Abs. 2 BGB: Was der Schuldner selbst mit Zustimmung seines Drittschuldners nicht freiwillig verpfänden kann, kann er auch nicht durch Unterlassen eines vollstreckungsrechtlichen Rechtsbehelfs zur Haftungsgrundlage für seine Schulden bestimmen.  Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zur Pfändung beweglicher Sachen, die nach §§ 811 ff ZPO unpfändbar sind. An diesen Sachen entsteht bei wirksamer Verstrickung zunächst ein Pfändungspfandrecht, das aber auf die Vollstreckungserinnerung ( § 766 ZPO ) hin wieder beseitigt werden kann.

Ein sog. „P- Konto“ wird allerdings kraft besonderer gesetzlicher Regelung im geschützten Bereich auch nicht beschlagnahmt ( § 850 k Abs. 1 S. 1, 2. Hs. : „es wird von der Pfändung nicht erfasst“). Über dieses Konto kann der Schuldner auch nach einer Pfändung im Rahmen des geschützten Betrages frei verfügen.
V. Um die Finanzbehörden vor unnötiger Arbeit ( - Registrierung zahlloser Pfändungen in der zutreffenden zeitlichen Reihenfolge usw. - ) zu schützen, ordnet § 46 Abs. 6  AO an, dass Steuererstattungsansprüche erst wirksam gepfändet werden können, wenn sie bereits entstanden sind. Ein bereits vorher erlassener Pfändungsbeschluss ist nichtig.

C.  Die Überweisung der gepfändeten Forderung an den Vollstreckungsgläubiger
      ( § 835 ZPO ).

Die Pfändung führt nur zur Beschlagnahme der Forderung und zur Begründung eines Pfändungspfandrechts an ihr. Dies bringt dem Gläubiger noch kein Geld ein. Hierzu muss er die Forderung verwerten. Der erste Schritt der Verwertung einer gepfändeten Forderung ist ihre Überweisung an den Gläubiger. Auch dies geschieht durch Beschluss des Rechtspflegers am Vollstreckungsgericht. In der Praxis verbindet er regelmäßig den Pfändungsbeschluss sogleich in einem Formular mit dem Überweisungsbeschluss zum sog. Pfändungs- und Überweisungsbeschluss. Das Gesetz kennt zwei Formen der Überweisung: Die Überweisung an Zahlungs statt und die Überweisung zur Einziehung. In der Praxis kommt aber nahezu ausschließlich nur die Überweisung zur Einziehung vor. Darf der Gläubiger aber die gepfändete Forderung noch nicht verwerten ( z. B. im Falle einer Arrestpfändung oder einer Sicherungsvollstreckung nach § 720a ZPO ), so darf neben dem Pfändungsbeschluss auch noch kein Überweisungsbeschluss ergehen.
 D. Die Rechtsstellung der Beteiligten nach dem  Pfändungs- und Überweisungsbeschluss:

 I.  Gläubiger: Der Gläubiger wird einziehungsbefugt. Er kann die Forderung im

 eigenen Namen ( str., ob dies eine besondere Form der Prozessstandschaft ist oder 

 eine materiellrechtliche Berechtigung an der Forderung )  einklagen ( Streitverkündung

  gegenüber Schuldner: § 841 ZPO).  Er muss für die Beitreibung sorgen ( § 842 ZPO).
  Neben dem Einzug der Forderung kann der Gläubiger nunmehr auch alle Nebenrechte
  ausüben, die mit der Forderung verbunden sind. So kann er z. B. nach Pfändung und
  Überweisung der Ansprüche aus einem Lebensversicherungsvertrag ein widerrufliches
   Bezugsrecht für einen Dritten widerrufen ( OLG Dresden, OLGR 2007, 773 ).

  II.  Schuldner:  Der Schuldner hat sich jeder Verfügung über die Forderung zu

   enthalten ( Inhibitorium gemäß § 829 Abs. 1 ZPO).  Der Schuldner bleibt aber auch nach 

   der Überweisung noch Forderungsinhaber. Er kann weiter auf Leistung ( aber nur an
    den Vollstreckungsgläubiger ) klagen. Er ist zur Auskunft über die Forderung verpflichtet,
    § 836 Abs. 3 ZPO und muss dem Gläubiger die über die Forderung vorhandenen Urkunden
    ( z. B. Schuldschein, bereits vorhandener Titel; Versicherungspolice usw ) , die dieser zur
    Geltendmachung der Forderung  benötigt, herausgeben. 
    III. Drittschuldner: 
1. Der Drittschuldner darf nicht mehr an den Schuldner leisten (Arrestatorium gemäß
 § 829 Abs. 1 ZPO). Das Veräußerungsverbot i. S. d. §§ 135, 136 BGB wird mit der 
 Zustellung an den Drittschuldner wirksam. 
     2.  Der Drittschuldner ist dem Gläubiger auf Verlangen, das dem Drittschuldner bei der

     Pfändung mitgeteilt wird, auskunftspflichtig ( § 840 ZPO ).  Es   handelt sich um eine
     Obliegenheit, sodass der Gläubiger keinen Erfüllungsanspruch einklagen kann. Bei
      Nichterfüllung ist der Drittschuldner aber  schadensersatzpflichtig.
     3.  Die Rechtsstellung des Drittschuldners soll durch die Pfändung nicht verschlechtert

      werden:  Daher gilt: 
      

     a)  Bei Unkenntnis des Drittschuldners von der Pfändung kann er mit befreiender

     Wirkung an den Schuldner zahlen (§§ 1275, 407 BGB); 
     b) Er kann unter den Voraussetzungen der §§ 392, 406 BGB aufrechnen: Die 
      Forderungen, mit denen aufgerechnet werden soll,  müssen vor Zustellung des 
      Überweisungsbeschlusses bereits bestanden haben und sie dürfen nicht erst nach der 
     Pfändung und später als die gepfändete Forderung fällig geworden sein ( BGHZ 58, 327; 
68, 379; BGH, JR 1980, 278; BGH, InVo 2001, 101; BAG, NJW 1967, 459; LG Aachen,    ZIP 1981, 784 ).  
Da das Arrestatorium nur relative Wirkungen hat ( eine verbotene Zahlung des Drittschuldners an den Vollstreckungsschuldner ist diesem gegenüber wirksam, nicht aber gegenüber dem Vollstreckungsgläubiger ), entsteht ein Problem, wenn der Drittschuldner verbotswidrig an den Vollstreckungsschuldner geleistet hat, diesem gegenüber also mangels fortbestehender Gegenforderung nicht mehr aufrechnen könnte. Es fragt sich, ob dies die Möglichkeit, gegenüber dem Vollstreckungsgläubiger aufrechnen zu können, beeinträchtigt. Dies ist sehr streitig. Nach der Rechtssprechung des BGH und der überwiegenden Meinung in der Literatur behält der Drittschuldner dem Gläubiger gegenüber solche Einwendungen, die er dem Schuldner gegenüber infolge von dem Arrestatorium widersprechenden Rechtsgeschäften – die dem Gläubiger gegenüber deshalb unwirksam sind – nicht mehr geltend machen kann. Folgt man dem,  behält der Gläubiger, der verbotswidrig die gepfändete Forderung doch noch an den Schuldner bezahlt hat, eine ihm gegen den Schuldner zuvor mögliche Aufrechnungsbefugnis im Verhältnis zum Gläubiger, obwohl er dem Schuldner gegenüber wegen der Erfüllung durch Zahlung nicht mehr aufrechnen könnte. Der Drittschuldner darf durch die Fiktion des Fortbestandes der Forderung nicht schlechter gestellt werden, als wenn er sich dem gerichtlichen Verbot entsprechend verhalten hätte. § 829 Abs. 1, §§ 135, 136 BGB wollen den Gläubiger nur schützen, aber nicht noch darüber hinaus weitergehend begünstigen ( so BGHZ 58, 25; BGH, WM 1981, 305; OLG Düsseldorf, NJW 1962, 1920; LG Kaiserslautern, NJW 1955, 1761; LG Aachen, ZIP 1981, 784; Brox/Walker, Rn. 658; Stein/Jonas/Brehm, § 829 Rn. 111; Stöber, Forderungspfändung, Rn. 573 ). Die Gegenmeinung ( so:  OLG Hamburg, MDR 1958, 432; Denck, NJW 1979, 2375; Reinicke, NJW 1972, 793 u. 1698; Thomas/Putzo/ Seiler, § 829 Rn. 39 ) stellt dagegen streng auf den Wortlaut des Gesetzes ab: Wenn dem Schuldner gegenüber nicht mehr aufgerechnet werden kann, kann dies auch nicht mehr gegenüber dem Vollstreckungsgläubiger.

   c)  Der Drittschuldner kann alle Einwendungen erheben, die ihm  zum Zeitpunkt der 

    Pfändung gegenüber dem Vollstreckungsschuldner als seinem Gläubiger zustanden

    (entspr. § 404 BGB). Zur Besonderheit bei der Aufrechnung siehe vorstehend b).
   d) Der Drittschuldner wird durch Zahlung an den Vollstreckungsgläubiger frei, bis er
    von der Aufhebung des Überweisungsbeschlusses erfährt (§ 836 Abs. 2 ZPO). Dies gilt 
    auch für den Rang des Gläubigers.

   e) Stand die Forderung dem Schuldner nicht mehr zu, ist der Drittschuldner nach 

       §§ 408 Abs. 2, 407 BGB geschützt.

Musterklausur zu Problemen der Forderungspfändung:

Aufgabe:

Der Rentner R in Köln ist mit seinem Bruder B Mitglied einer Erbengemeinschaft nach dem gemeinsamen Vater V. Einziger bedeutsamer Nachlassgegenstand war die wertvolle Wohnungseinrichtung des V im Werte von 40.000,- €. Diese hat B im Zuge der schriftlich vereinbarten Erbauseinandersetzung komplett übernommen und zahlt deshalb dem R vereinbarungsgemäß dessen hälftigen Erbanteil zinslos in bar in monatlichen Raten von 400,- €, beginnend mit dem 1. 10. 2009,  ab. Er übergibt dem R das Geld jeweils am Monatsanfang gegen Quittung in bar. Den Anspruch auf die monatlichen Raten hat R in einem schriftlichen Vertrag vom 1. 5. 2010 der Sparkasse S zur Sicherung eines Kredits in Höhe von 20000,- € abgetreten. Die S ermächtigte den R, weiterhin die Raten bei B  für S einzuziehen, solange er seine Kreditrückzahlungsraten pünktlich begleiche, und verpflichtete sich, die Abtretung dem B solange auch nicht offen zu legen. Infolge eines von ihm verschuldeten Autounfalles geriet R in wirtschaftliche Schwierigkeiten, konnte einen Teil seiner Schulden nicht mehr bezahlen und kam auch mit seinen Zahlungen an S seit April 2011 in Rückstand. G aus Köln, einer der Gläubiger des R, pfändete auf Grund eines rechtskräftigen Urteils gegen R über 6000,- € dessen Ansprüche gegen B. Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss des Amtsgerichts Köln wird B und R am 5. 7. 2011 jeweils wirksam zugestellt. Am 7.7. 2011 legt S dem B die Abtretung der gegen ihn gerichteten Ratenzahlungsansprüche des R offen und verlangt künftig Zahlung an sich.

B, der bisher immer seine Raten pünktlich in bar an R gezahlt hatte, ist verunsichert und fragt, ob er ab 1. 8. seine Rate schuldbefreiend beim Amtsgericht hinterlegen könne.

S möchte wissen, was sie gegen die Pfändung der Ratenansprüche unternehmen könne.

R, der nur eine Rente in Höhe von 800,- €  im Monat hat, ist der Ansicht, sein Anspruch auf die Abschlagszahlungen auf seinen Erbteil habe jedenfalls in den Grenzen der §§ 850c ff ZPO nicht gepfändet werden dürfen. Er benötige die Raten für sich und seine Tochter zum angemessenen Lebensunterhalt und um die laufenden Kosten für sein Eigenheim, das er zusammen mit seiner Tochter bewohnt, zu bezahlen.  Schließlich habe er dem Vollstreckungsgericht sofort unter Vorlage des Abtretungsvertrages mitgeteilt, dass die Forderung an S abgetreten sei und habe deshalb um Aufhebung der Pfändung gebeten. Er fragt, ob er mit diesen seinen Einwänden Erfolg versprechend etwas unternehmen könne.

Lösungshinweise zu dieser Klausur:

A.  Kann B die künftigen Raten schuldbefreiend beim Amtsgericht hinterlegen?

I. Die Möglichkeit für B, die Raten künftig schuldbefreiend beim Amtsgericht hinterlegen zu können, könnte sich aus § 853 ZPO ergeben. Die Norm gilt jedoch unmittelbar nur, wenn mehrere Gläubiger einen Anspruch gepfändet haben, nicht auch, wenn eine Pfändung und eine Abtretung miteinander konkurrieren
. Die Norm kann insoweit auch nicht entsprechend angewendet werden, da das BGB diesbezüglich eigene Normen enthält.

II. In Betracht kommt eine Hinterlegungsbefugnis aus § 372 BGB. Erforderlich ist insoweit, dass bei B eine nicht von ihm verschuldete Ungewissheit darüber besteht, an wen er künftig die Raten bezahlen muss ( S. 2 Alt. 2 ). Dass sich zwei Gläubiger des Anspruchs berühmen, reicht allein noch nicht aus. Das Verhältnis zwischen einem Forderungsprätendenten aus Abtretung und einem solchen aufgrund einer Pfändung ist aber für einen Laien schwierig zu beurteilen. Deshalb rechtfertigt die hieraus resultierende Ungewissheit des Drittschuldners regelmäßig eine Hinterlegung
. Durch die Hinterlegung allein wird B aber noch nicht von seiner Schuld befreit. Er muss vielmehr gem. § 378 BGB auf die Rücknahme des Hinterlegten seinerseits verzichten.

B. Was kann die S gegen die Pfändung der Mietzinsansprüche unternehmen?

I. Erinnerung gem. § 766 ZPO

Der Rechtspfleger pfändet im Pfändungsbeschluss immer nur die „angebliche Forderung“ des Schuldners gegen den Drittschuldner. Er prüft nicht, ob sie besteht. Der Rechtspfleger war deshalb auch nicht verpflichtet, die Pfändung aufzuheben, als R ihm die Abtretung der Ansprüche an S nachwies. Soweit der R sich auf eine angebliche Unpfändbarkeit des Anspruchs beruft, kann S sich hierauf nicht berufen.

II. Drittwiderspruchsklage gem. § 771 ZPO.

1. Zulässigkeit der Klage

Die Inhaberschaft an einer Forderung ist ( - vergleichbar dem Eigentum an einer beweglichen Sache - ) ein die Veräußerung hinderndes Recht. Obwohl die vom Vollstreckungsschuldner an einen Dritten abgetretene Forderung von der Pfändung eigentlich nicht erfasst wird und die Pfändung deshalb insoweit ins Leere geht, genügt schon der durch den Pfändungsbeschluss erzeugte störende Schein, um für die Klage des wahren Forderungsinhabers gem. § 771 ZPO ein Rechtsschutzinteresse zu begründen und die Klage zulässig zu machen. Dass die – an sich ins Leere gehende – Pfändung den wahren Forderungsinhaber beeinträchtigt, zeigt der vorliegende Fall: B zahlt nicht an R, sondern hinterlegt die Raten.

Zuständig zur Entscheidung über die Klage ist angesichts der Höhe der der S abgetretenen Forderung das Landgericht in Köln.

2. Begründetheit der Klage: 

Die Klage ist begründet, wenn S infolge einer wirksamen Abtretung der Forderung durch R Inhaberin der Forderung geworden ist.

Dass R und S vereinbart hatten, R dürfe die Raten weiterhin einziehen und die Abtretung werde dem Bruder des R erst offen gelegt, wenn R mit seiner Verpflichtung zur Kreditrückzahlung gegenüber S in Verzug gerate, berührt die Wirksamkeit des Abtretungsvertrages zwischen R und S nicht. Solche „stillen“ Sicherungsabtretungen sind weithin üblich
. Der Zessionar ist in diesen Fällen voller Forderungsinhaber
, der sein Recht mit der Drittwiderspruchsklage verteidigen kann
. Der Zessionar behält nur bis zur Offenlegung ein Einziehungsrecht, das er als gewillkürter Prozessstandschafter gegen den Drittschuldner verfolgen kann.

Gründe, weshalb S trotz ihres die Veräußerung hindernden Rechts, den Zugriff auf die ihr abgetretenen Ratenforderungen dulden müsste, sind nicht ersichtlich. Insbesondere hat S die Ansprüche nicht in nach dem AnfG anfechtbarer Weise erworben.

Eine Drittwiderspruchsklage der S wird also Erfolg haben.
C. Kann R mit Erfolg die angebliche Unpfändbarkeit seiner Ratenforderung geltend machen?

I. Soweit R geltend macht, er habe dem Rechtspfleger sogleich nachgewiesen dass die Forderung an S abgetreten sei, gilt das bereits zu einer Erinnerung durch S Ausgeführte.

II. Regeln zur Unpfändbarkeit einzelner Geldforderungen finden sich insbesondere in den §§ 850 ff ZPO. Da es sich insoweit um Verfahrensregeln handelt, müsste V die mögliche Verletzung dieser Normen mit der Erinnerung gem. § 766 ZPO geltend machen.

1. Zulässigkeit einer Erinnerung:

a. Sie ist statthaft, soweit gerügt wird, dass durch eine Vollstreckungsmaßnahme Verfahrenregeln verletzt wurden. Soweit im Rahmen einer Entscheidung des Gerichts Verfahrensnormen verletzt wurden, ist dagegen die sofortige Beschwerde gem. § 793 ZPO das richtige Rechtsmittel. Der Pfändungs- und Überweisungsbeschluss ist, da vor seinem Erlass der Schuldner nicht gehört wird( § 834 ZPO ) und eine spezielle Einzelfallabwägung von Schuldner- und Gläubigerinteressen nicht stattfindet, eine Vollstreckungsmaßnahme. Insoweit wäre § 766 hier also der richtige Rechtsbehelf.

b. Zur Entscheidung berufen ist das Vollstreckungsgericht ( § 766 Abs. 1 ZPO ), hier also das Amtsgericht Köln ( § 764 ZPO ).
2. Begründetheit der Erinnerung:
a. Wie in §§ 811 ff. hinsichtlich der zur angemessenen Lebensführung und Berufsausübung erforderlichen Gegenstände ein besonderer Pfändungsschutz geregelt ist, finden sich auch hinsichtlich des Einkommens in den §§ 850ff ZPO und im SGB I Sonderregelungen zum Pfändungsschutz. Diese Sonderregeln sind allerdings über ihren Wortlaut hinaus nicht auf alle Forderungen, aus denen der Schuldner im Einzelfall seinen Lebensunterhalt bestreitet, beliebig analog übertragbar.
 

Neben den Sonderregeln hinsichtlich der Bezüge aus Dienst- und Arbeitsverhältnissen in den §§ 850–850g ZPO finden sich hinsichtlich anderer fortlaufender, dem Lebensunterhalt dienender Bezüge ähnliche Regelungen in § 850i ZPO hinsichtlich „persönlich geleisteter Dienste und sonstiger Einkünfte“ und in § 850k ZPO hinsichtlich der Eingänge auf zu Pfändungsschutzkonten erklärten Bankkonten sowie in den §§ 851a (Einkommen der Landwirte), in § 851b (Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung), in § 863 (Einnahmen aus Erträgen einer Erbschaft) und hinsichtlich der Ansprüche auf Sozialleistungen in §§ 54, 55
 SGB I. 
b. Vorliegend geht es um Forderungen  auf Abschlagszahlungen auf einen Erbteil. Weder §§ 850c, 850i ZPO noch § 850k ZPO sind hier entsprechend anwendbar. Der Anteil an einer Erbengemeinschaft ist kein Einkommen, auch, wenn er im Zuge der Erbteilung nicht auf einmal ausgezahlt, sondern in Raten geleistet wird. § 850i ZPO meint selbsterzielte Einkünfte aus persönlichen Dienstleistungen und aus gewinnbringendem Kapitaleinsatz im weiteren Sinne
; § 850k ZPO käme nur zum Zuge, wenn G das zum P- Konto erklärte Girokonto des V gepfändet hätte und die Raten auf dieses Konto eingezahlt werden. G hat aber hier den Anspruch gegen B gepfändet. Von einem P – Konto ist zudem im Sachverhalt keine Rede.

III. Auch ein Antrag des R an den Rechtspfleger des Vollstreckungsgerichts nach § 765a ZPO wird nicht Erfolg versprechend sein. V hat neben seiner geringen Rente immerhin sein Haus als Vermögen. Er muss auf dieses Vermögen notfalls zugreifen, um seine Gläubiger zu befriedigen. Eine besondere Härte für R durch Pfändung der Raten auf den Erbteil ist also nicht ersichtlich.
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